
Mangelnde Kenntnis der
Rechte und Pflichten

Immer wieder wird der Elektriker
(nachfolgend AN genannt) von
seinem Kunden (nachfolgend AG
genannt) dazu genötigt, die Funk-
tionsfähigkeit der installierten
Leistung oder der verkauften
 Geräte wieder herzustellen – das
selbstverständlich kostenfrei für
den Kunden. Vielfach geschieht
dies unter der Argumentation des
Kunden, er habe Garantieansprü-
che. Diese müssen vom Elektri-
ker erfüllt werden. 
Da sich der Elektro-Unternehmer
seines rechtlichen Standpunktes
meist nicht sicher ist und auch
seinen „so geliebten“ Kunden
weder verärgern noch verlieren
will, bessert er aus.

Nacharbeiten summieren
sich am Ende
Diese Nacharbeiten ohne Be-
rechnung während der Gewähr-
leistungszeit sind in der Regel im
Einzelfall ärgerlich, aber vom ent-
stehenden Aufwand eher gering.
Sie summieren sich im Ge-
schäftsjahr jedoch auf einen
merklichen Anteil Unproduktivi-
tät. In der Kalkulation des not-
wendigen Stundenverrechnungs-

satzes schlägt sich dieser zudem
direkt in voller Höhe durch.
Aber hat der Kunde tatsächlich
Garantie oder kann er nur die An-
sprüche aus der Gewährleistung
geltend machen?

Unterscheidung Garantie –
Gewährleistung
Nach dem BGB § 634 und VOB/B
§13 stehen dem Kunden Män-
gelansprüche zu. Diese sind ge-
setzlich fixiert und können bei-
spielsweise im Kaufvertragsrecht
beim Verbrauchsgüterkauf (BGB
§§ 474 bis 479) nicht oder nur
für gebrauchte Ware einge-
schränkt werden. Jegliche Garan-
tie muss mehr beinhalten als
 diese Definitionen aus der Ge-
währleistung. 

Garantiezusage
Diese besteht beispielsweise da-
rin, einem Produkt eine zuge -
sicherte Eigenschaft des Produk-
tes über einen längeren Zeitraum
als die Gewährleistungsfrist zu
versprechen. Beispiele aus der
Autoindustrie sind bestens be-
kannt – z. B. 10 Jahre auf Durch-
rostung. Diese Garantiezusagen
können – siehe am Beispiel des
Autos – jedoch an Bedingungen
wie Einsatz, Laufleistung oder
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Umgang mit Garantie und
Gewährleistung (1)
Meist argumentiert der Kunde damit, er habe noch Garantiean-
sprüche und diese müssen vom Elektriker – selbstverständlich
kostenfrei – erfüllt werden. Da sich der Elektro-Unternehmer
seines rechtlichen Standpunktes oftmals nicht sicher ist und
seinen „so geliebten Kunden“ weder verärgern noch verlieren
will, bessert er schließlich aus.

Ich warte, bis die Garantie abgelaufen ist...
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 Alter des Produktes geknüpft
 werden. Diese Zusagen werden
meistens vom Hersteller des Pro-
duktes abgegeben und durch den
Zwischenverkäufer an den Kun-
den weitergereicht. 
Zur Geltendmachung der Garan-
tieansprüche kann sich der Kun-
de mit Nachweis des Kaufzeit-
punktes direkt an den Hersteller
oder an einen vom Hersteller zu-
gelassenen Verkäufer wenden.
Gerade im Gegensatz zum Werk-
vertrag muss hierbei zwischen
Anspruchsteller und dem Erfül-
lenden kein Vertrag bestehen.

Gewährleistung aus dem
Werkvertrag

In der Regel wird der Elektrotech-
niker nur die Gewährleistung aus
dem geschlossenen Werkvertrag
übernehmen. Nur diese dem AG
daraus zustehenden Rechte wer-
den hier speziell betrachtet.

Rechte des Kunden
Die Rechte des AG bei einem
während der Gewährleistungs-
zeit auftretenden Mangel sind im
§ 634 BGB und im § 13 VOB/B
definiert.
Wenn ein Mangel vorliegt, hat der
AG folgende Rechte:
• Beseitigung des Mangels –

Nacherfüllung
• Minderung des Preises – Rück-

vergütung
• Kündigung und Ersatzvornahme

– Schadensersatzanspruch.

Die Gewährleistungsfrist
Die Dauer der Gewährleistungs-
zeit bestimmt sich nach den
 Regelungen des § 634a BGB. 
Ein entscheidender Vorteil gegen-
über den Mängelansprüchen und
Gewährleistungsfristen im Kauf-
vertragsrecht besteht im Werk-

vertragsrecht darin, dass die
 Gewährleistungsfristen einzelver-
traglich auf Null begrenzt werden
können. 
Im Zweifelsfall kann der AN in
 seinem Angebot oder im Vertrag
die Gewährleistung der auszu -
führenden Arbeiten ablehnen.
Dies begründet sich darin, dass
im Vordergrund die (hand)werkli-
che Leistung steht, die gerade in
den Bauhandwerken immer von
der vorhandenen Bausubstanz
maßgeblich geprägt wird und vom
AN im Vorfeld nur schwer einge-
schätzt werden kann. 
In allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen können diese Fristen
ebenso verkürzt werden. Daraus
resultiert auch die geringere Ver-
jährungsfrist für Mängelansprü-
che in der VOB/B, die als die
 anerkannte Geschäftsbedingung
für das Bauhandwerk fungiert
 (Tafel ➊).
Die VOB/B enthält für alle
 wartungsrelevanten Bauteile 
und Anlagen eine auf zwei Jahre
verkürzte Gewährleistungsfrist,
wenn der Kunde die Wartungs -
arbeiten dem AN nicht überträgt
und ein wirtschaftlich vernünfti-
ges Wartungsangebot zurück-
weist. 
Diese Formulierung ist eine der
wesentlichen Änderungen in der
„neuen“ VOB/B 2006. Ebenso
wurden „Arbeiten an Grund stü-
cken“ entsprechend dem BGB in
„Änderung einer Sache“ umbe-
nannt. 
Eine Bauleistung wird in der
 Regel nur an Neubauten oder
Komplettsanierungen stattfin-
den. Alles andere bleibt von der
gesetzlichen Betrachtungsweise
eine Änderung der Sache oder
letztendlich eine Reparatur.
Für alle übrigen Arbeiten, die
nicht an einem Bauwerk stattfin-
den oder der Veränderung einer

beweglichen Sache dienen, gilt
die regelmäßige Verjährungsfrist
des BGB nach § 634a von drei
Jahren. 

Der Mangel

Mit einem Mangel meint man im-
mer die negative Abweichung von
einem vereinbarten Soll, während
der Schaden eine negative Ver-
änderung aufgrund eines Man-
gels ist. 
Nach Auftreten eines Mangels

wird in der Regel eine Mängel-
rüge erteilt. Der Mangel an
sich ist nicht definiert. Sowohl
nach den Vorgaben des BGB
als auch in der VOB/B wird
nur auf den Sollzustand abge-
zielt. 

Mangelfreie Leistung
Mangelfrei ist eine Leistung
(nach BGB § 634 und VOB/B 
§ 13 Nr. 1) definiert als:
• entspricht der vereinbarten/

vertraglich definierten Beschaf-
fenheit,

• eignet sich für die übliche Ver-
wendung,

• entspricht den anerkannten
Regeln der Technik.

Dieser Zustand wird durch die
Abnahme dokumentiert (Vgl.
auch Beitrag: „Rolle der Abnah-
me im Werkvertrag“ im ep Heft
08-2005, S. 596-597). 
Entspricht die Leistung inner-
halb der Gewährleistungsfrist
nicht mehr diesem Zustand
muss der AG durch die bei der
Abnahme erfolgte Beweislast -
umkehr nachweisen, dass ein
Mangel vorliegt. 

MUSTERSCHREIBEN

Antwort auf Mängelrüge § 13 Nr. 5 VOB/B

Betrifft: Baumaßnahme .................................
Vertrag vom ......
Ihre Mängelrüge vom ......

Sehr geehrte Damen und Herren,
mit Ihrem Schreiben/Telefonat vom ...... haben Sie uns gebeten, die
dort näher aufgeführten Mängel bis zum ...... zu beseitigen.
Bevor wir hier tätig werden, müssen wir prüfen, ob es sich bei den
von Ihnen aufgeführten Beanstandungen um in unser Gewerk fallen-
de und von uns zu vertretende Mängel handelt. 
Dies setzt eine örtliche Inaugenscheinnahme der Vertragsparteien
voraus. 
Terminvorschlag: Datum ......, Uhrzeit ....
Bereits auf diesem Wege möchten wir aber vorsorglich darauf hin-
weisen, dass die örtliche Besichtigung und/oder eine entsprechen-
de Mängelbeseitigung ohne Anerkennung einer Rechtspflicht erfolgt.
Sie stellt kein Anerkenntnis der Mängel als solche oder einer Män-
gelbeseitigungsverpflichtung von uns dar.
Wir weisen Sie darauf hin, dass wir diese Leistung Ihnen in Rechnung
stellen werden, sollte sich der Mangel als von uns nicht zu vertre-
tender Schaden heraustellen.
Gern sind wir weiterhin bereit, den Schaden umgehend zu beseitigen. 

Wir berechnen Ihnen wie folgt:
Meisterstunde ........ Euro
Anfahrpauschale ........ Euro
Stunden und Material auf Nachweis.

Mit freundlichen Grüßen

Quelle: Musterbriefe VOB des FV EIT BW c/o Unternehmensberatung D. Ohmer

Tafel ➊ Verjährungsfrist für Mängelansprüche in der VOB/B als die anerkannte Geschäftsbe-
dingung für das Bauhandwerk

Leistung an gesetzliche durch AGB formular- durch Individualverein-
Gewährleistungspflicht mäßig verkürzbar? barung verkürzbar?

Reparatur für 2 Jahre Ja, auf ein Jahr Ja, auf Null
Verbraucher
Reparatur für 2 Jahre Ja, auf mindestens ein Jahr Ja, auf Null
Unternehmer (Rechtssprechung abwarten)
Bauleistung für 5 Jahre Ja, nach VOB/B auf 4 Jahre Ja, auf Null
Verbraucher (Ausnahme 2 Jahre*)
Bauleistung für 5 Jahre Ja, nach VOB/B auf 4 Jahre Ja, auf Null
Unternehmer (Ausnahme 2 Jahre*)
Quelle: ZVEH
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Prüfpflicht 
der Vertragsparteien
Macht der AG in der Gewährleis-
tungszeit einen angeblichen
 Mangel geltend, so haben die
Vertragsparteien zu überprüfen,
ob tatsächlich ein Mangel vorliegt
(Musterschreiben).
Der AN kann bei dieser Prüfung
feststellen, ob die Leistung auf-
grund einer fehlerhaften Verar-
beitung oder aufgrund eines
 Materialfehlers der verarbeite-
ten Materialien nicht mehr funk-
tioniert. Beides wäre als Mangel
ihm zuzurechnen. Wenn er im
Fehler-Ausschlussverfahren fest-
stellt, dass kein offensichtlicher
Mangel an installierten Bautei-
len oder verarbeiteten Materia-
lien vorliegt, muss der AG auf-
grund der durch die Abnahme
 erfolgten Beweislastumkehr
nachweisen, dass die Anfäng-
lichkeit des Mangels besteht.
Das bedeutet, dass bereits zum
Zeitpunkt der Erstellung der Leis-
tung mangelhaftes Material ver-
arbeitet wurde.
Letztendlich gibt der AN auf seine
handwerkliche Leistung und das

verarbeitete Material die verein-
barte Gewährleistungsfrist.
Stellt sich bei der Prüfung der
 reklamierte Mangel als vom AN
nicht zu vertretender Schaden
 heraus, so ist bereits die Prüfung
als durchgeführte Dienstleistung
vergütungspflichtig. Vorrausset-
zung dafür ist das im Schreiben
enthaltene Angebot und die kon-
kludente Zustimmung durch den
AG durch sein Erscheinen zum
Prüftermin. Dies resultiert aus
 einem vom Oberlandesgericht
Karlsruhe im Jahre 2004 ent-
schiedenen Fall.

Der arglistig verschwiegene
Mangel

Verdeckter Mangel
Unter einem versteckten oder
verdeckten Mangel versteht man
einen solchen Mangel, der zum
Zeitpunkt der Abnahme nicht er-
kannt wurde und seiner Art nach
erst nach Ablauf der Gewährleis-
tungsfrist auftritt. Ein bei Abnah-
me bzw. innerhalb der Gewähr-
leistungsfrist nicht erkannter

Mangel führt nicht zu einer Ver-
längerung der vertraglich verein-
barten Gewährleistungsfrist und
damit auch nicht zu einer Verlän-
gerung der Nachbesserungsver-
pflichtung. 

Arglistiges Verschweigen
Der Begriff versteckter oder ver-
deckter Mangel wird häufig mit
dem Begriff arglistig verschwiege-
ner Mangel verwechselt. 
Der AN handelt arglistig, wenn er
bei der Abnahme die Mangel -
haftigkeit seiner Leistung erkannt
hat und diesen Mangel gegen-
über dem Auftraggeber ver-
schweigt, obwohl ihm bekannt
ist, dass dadurch die Leistung für
den AG erheblich beeinträchtigt
ist. Ebenso verhält es sich mit
Verstößen gegen technische Vor-
schriften.
Arglistiges Verschweigen liegt in
der Regel auch dann vor, wenn
der AN vorsätzlich ein billigeres
und in der Qualität schlechteres
Material (Material ohne Zulas-
sung) einbaut und bei der Abnah-
me so tut, als ob er seine ver-
traglich geschuldete Leistung ver-

einbarungsgemäß erbracht habe.
Arglistiges Verschweigen wird
von der Rechtsprechung auch
dann bejaht, wenn der AN in sei-
nen Rechnungen teils nicht aus-
geführte Leistungen berechnet,
teils die im Leistungsverzeichnis
und Angebot enthaltenen Arbei-
ten in Rechnung stellt, obwohl er
tatsächlich – in Abweichung vom
Bauplan – ganz andere Arbeiten
ausgeführt hatte.

Verjährung
Die Verjährung für diese arglistig
verschwiegenen Mängel ist für
Schäden an Gegenständen und
Vermögen nach der BGB-Schuld-
rechtsreform 2002 auf 10 Jahre
begrenzt. 
Erleiden jedoch Personen infolge
dieser Mängel Schaden an Leib
und Leben, greift die längste
 Verjährungsfrist des deutschen
Rechts in Höhe von 30 Jahren.
Die Anwendung dieser Theorie in
der Praxis und die bestehenden
Möglichkeiten, auf den Vorliefe-
ranten zurückzugreifen, werden
in einer der kommenden ep-Aus-
gaben erläutert. D. Ohmer


